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Dossier roma in kosovoEditorial

Liebe Leserin,
lieber Leser

Der Kosovo-Krieg 
ist seit 1999 offiziell 
beendet. Die Schweiz 
verhandelt gegenwär-
tig mit Kosovo über 
die Rückübernahme 

von Staatsbürgerinnen und -bürgern. 
Darunter fällt auch die ethnische Min-
derheit der Roma. Die Schweizerische 
Flüchtlingshilfe SFH bezweifelt, ob eine 
Rückkehr in Sicherheit und Würde ge-
währleistet ist. Mit einer Abklärungs-
reise machte sie sich ein Bild der Lage 
vor Ort. Die SFH besuchte dabei zwei 
bleivergiftete Lager im Norden Koso-
vos, ein zehnjähriges Dauerprovisorium 
für vertriebene Roma (siehe nebenan).

Auch im Kaukasus herrscht offiziell 
Frieden. Doch seit Beginn des ersten 
Tschetschenienkrieges werden immer 
noch Tausende von Menschen vermisst. 
Dieses Jahr haben Verschleppungen 
– zum Teil mit tödlichem Ausgang – 
wieder stark zugenommen. Ein promi-
nentes Beispiel dafür ist die Entführung 
und Ermordung der Menschenrecht-
lerin Natalja Estemirowa (Seite 6).

Wir wollen auch im Jahr 2010 ein 
vielseitiges Magazin produzieren, das 
einen kritischen Blick auf die aktu-
elle Schweizer Asylpolitik wirft, den 
Flüchtlingen eine Stimme gibt und die 
Arbeit der SFH in all ihren Facetten 
zeigt. Dies gelingt uns nur mit Ihrer 
Unterstützung: Abonnieren Sie den 
«Fluchtpunkt» für CHF 20.– im Jahr, 
oder helfen Sie uns mit einer Spende! 
Ein Einzahlungsschein liegt bei.

Herzlichen Dank und frohe 
Festtage!

Rahel Trechsel
Redaktorin «Fluchtpunkt»

Abschiebung in die 
Ungewissheit?
Die Schweiz will Roma und andere ethnische Minderheiten nach 
Kosovo zurückführen. Eine Abklärungsreise der SFH vor Ort 
bringt ans Licht: Von einer Rückkehr der Roma in Sicherheit und 
Würde kann nicht die Rede sein. Rainer Mattern

Seit Februar 2008 ist Kosovo ein un-
abhängiger Staat. Derzeit verhandelt die 
Schweiz mit dem Balkanland über ein 
Rückübernahmeabkommen, das dieses 
verpflichtet, seine Staatsbürgerinnen und 
-bürger zurückzunehmen. Darunter fal-
len als besonders verletzliche Gruppe auch 
die Roma. Bundesbern befindet sich mit 
seinen Rückführungsabsichten in guter 
Gesellschaft: Andere europäische Staaten, 
insbesondere Deutschland, werden in naher 
Zukunft Roma-Flüchtlinge in grosser Zahl 
nach Kosovo abschieben.

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH 
hegt Zweifel, ob die Bedingungen für eine 
tragfähige Rückkehr der Roma gegeben sind. 
Anfang September 2009 reiste deshalb eine 
Delegation der Gesellschaft für bedrohte Völ-
ker (GfbV) und der SFH nach Kosovo. Auf 
dem dicht befrachteten Programm standen 
Besichtigungen und Gespräche mit verschie-
densten Akteuren. So unternahm die Dele-

gation einen Augenschein in den bleivergif-
teten Roma-Lagern in Mitrovica im Norden 
des Landes – auch mit der Absicht, zu einer 
Evakuierung dieser Lager beizutragen.

Ein hartes Pflaster
Der Befund der Abklärungsreise ist ein-

deutig: Auch zehn Jahre nach dem Kosovo-
Krieg prägen Diskriminierung, Bedrohung 
und Schikanen den Alltag der Roma-Ge-
meinschaften. Seit Juli 2009 lassen sich gar 
eine Zunahme von Übergriffen und eine 
Verschlechterung der Sicherheitslage fest-
stellen. Es fehlt allenthalben an Wohnun-
gen, die früheren Unterkünfte der Roma 
sind noch immer zerstört oder besetzt. Und 
es mangelt an Beschäftigung. Die Arbeits-
losenquote der Roma liegt zwischen 95 und 
100 Prozent. Auch die Bewegungsfreiheit ist 
stark eingeschränkt. Ein Teil der Roma hat 
keine gültigen Ausweispapiere und ist damit 
faktisch staatenlos.

Titelbild: Strassenszene im Roma-Lager  
Osterode, das wegen der ehemaligen 
Bleiminen in seiner unmittelbaren Nähe 
hochgradig kontaminiert ist. 
© Keystone/EPA/Valdrin Xhemaj
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Toxische Schlackenhalden aus den ehemaligen Bleiminen. Kärgliches Leben in improvisierten Hütten.
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Die Selbständigkeit Kosovos hat die 
Lage der ethnischen Minderheiten nicht 
verbessert. Im Gegenteil: Nach der Unab-
hängigkeitserklärung des Landes ist die Ver-
antwortung für die Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer auf die kosovarischen Behörden 
übergegangen. Die internationalen Orga-
nisationen der UNO und der EU, bislang 
direkt zuständig für die Belange der Min-
derheiten, haben sich zurückgezogen. Den 
Gemeinden in Kosovo fehlen die finanzi-
ellen Mittel, um auch nur für die elemen-
tarsten Bedürfnisse der Roma zu sorgen. Sie 
sind auch nicht auf eine solche anspruchs-
volle Aufgabe vorbereitet.

Tödliches «Providurium»
Die Lager in Mitrovica im Norden 

Kosovos sind ein sprechendes Beispiel für 
die triste Gegenwart der ethnischen Min-
derheiten. Nach dem Kosovo-Krieg 1999 
installierte das UNHCR für die aus ihren 
Häusern vertriebenen Roma Notunterkünf-
te. Ursprünglich sollten die Obdachlosen 
45 Tage in diesen Provisorien bleiben. Doch 
aus 45 Tagen wurden zehn Jahre. Auch heu-
te noch leben Hunderte von Roma in den 
Lagern Cesmin Lug und Osterode, teils in 
primitiven, aus verschiedensten Materialien 
erstellten Hütten. Mittlerweile sind auch 
Personen hier untergebracht, die aus ande-
ren Staaten ausgeschafft wurden.

Eine menschenunwürdige Dauerlö-
sung, eine gefährliche überdies: Die Lager 

befinden sich in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu den toxischen Schlackenhalden 
einer ehemaligen Mine für Blei und an-
dere Schwermetalle. Boden, Wasser und 
Luft sind kontaminiert. Bereits im Jahr 
2004 wurden bei den Lagerbewohnerinnen 
und -bewohnern Vergiftungen festgestellt. 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
führte damals bei den betroffenen Roma 
Bluttests durch, die inakzeptable Bleiwer-
te ergaben. Je länger eine Person toxischen 
Einflüssen ausgesetzt ist, desto ernsthafter 
sind die Symptome: Schlaflosigkeit, Ge-
dächtnisverlust, Desorientiertheit, Muskel-
spasmen usw. Die Folgen können irrever-
sibel sein, Kinder nehmen das Blei zudem 
leichter auf. Die GfbV schätzt, dass bereits 
über 80 Personen an Bleivergiftung gestor-
ben sind.

Schleppender Wiederaufbau
Es gibt inzwischen Pläne, die Roma 

wieder in ihrem angestammten Viertel Ro-
ma-Mahalla im Süden von Mitrovica an-
zusiedeln. Zumindest 480 Personen sollen 
dort Platz finden – nicht mehr als ein erster 
Schritt: Vor dem Kosovo-Krieg bot das Ge-
lände Wohnraum für rund 8000 Menschen. 
Doch viele Roma zögern. Sie wissen nicht, 
ob der Grund der Roma-Mahalla nicht auch 
bleiverseucht ist. Zudem befürchten sie, in 
diesem von Albanerinnen und Albanern be-
wohnten Stadtteil schlechtere und unsichere 
Lebensbedingungen vorzufinden. Die Erin-

nerungen an die Vertreibungen von 1999 
sind noch zu frisch.

So bleibt als Fazit der Reise die Frage: 
Wie soll eine Rückkehr von Zehntausenden 
von Roma aus westeuropäischen Ländern er-
folgreich sein, wenn es nicht einmal gelingt, 
die Angehörigen dieser Minderheit aus den 
bleivergifteten Lagern zu evakuieren und sie 
medizinisch zu behandeln?

Die SFH-Länderanalyse
Für die objektive Beurteilung der Schutz-
bedürftigkeit im Asylverfahren sind  
fundierte Informationen über die Situation 
in den Herkunftsländern der Asylsuchen-
den unabdingbar. Die SFH-Länderanalys-
tinnen und -analysten erarbeiten und ver-
öffentlichen aktualisierte Länderberichte 
und erstellen Gutachten zu spezifischen 
asylrelevanten Fragen. Die unabhängi-
gen Expertisen sind in Fachkreisen sehr 
geschätzt. 

Auch Fachleute im Ausland stützen sich 
immer wieder auf die Beurteilung der 
SFH-Länderexpertinnen und -experten, 
um das Schutzbedürfnis und die Flücht-
lingseigenschaft festzustellen oder die 
Zumutbarkeit einer Rückkehr abzuschät-
zen. So leistet die SFH-Länderanalyse 
einen wertvollen Beitrag zum Schutz von 
Verfolgten.

Kärgliches Leben in improvisierten Hütten. Im Lager Cesmin Lug gestrandet: Abgeschobene aus Deutschland.
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Die Schweizerische Flüchtlingshilfe 
SFH beschäftigte sich in den 1990er-Jahren 
in besonderem Masse mit den Kriegen im 
ehemaligen Jugoslawien. Wie die Asylbe-
hörden analysierte die SFH beständig die 
Lage und bezog Stellung. Von 1996 an 
vertrat sie die Auffassung, dass in Kosovo 
eine «Situation allgemeiner Gewalt» herr-
sche und die geflohenen Personen Schutz 
benötigten. Das damalige Bundesamt für 
Flüchtlinge (BFF) stellte sich bis kurz vor 
Beginn der Nato-Angriffe im März 1999 
auf den Standpunkt, dass die Fluchtbewe-
gung aus Kosovo ein Fall von Arbeitsmi-
gration sei.

Bereits im Jahr 1998 war es in Kosovo zu 
Kampfhandlungen gekommen. Der Kriegs-
ausbruch und die ethnisch motivierte Mas-
senvertreibung der albanischen Bevölkerung 
überraschten deshalb wenig. Die offizielle 
Schweiz, aber auch breite Teile der Bevölke-
rung zeigten in der Folge grosse Hilfsbereit-

schaft. Sie nahmen – im Verhältnis zur Ein-
wohnerzahl – in Europa die grösste Anzahl 
Vertriebener vorübergehend auf.

Die Machtverhältnisse kehren sich um
Bis zum Kosovo-Krieg machte die 

SFH vor allem auf die Unterdrückung 
und Vertreibung des albanischen Bevölke-
rungsteils aufmerksam. Mit dem Abzug des 
serbischen Militärs und der Rückkehr der 
Albanerinnen und Albaner änderte sich 
dies: Als ehemalige Besatzer wurden nun 
die Serbinnen und Serben ihrerseits zu Ver-
folgten. Doch die blinde Wut entlud sich 
auch gegen sämtliche anderen ethnischen 
Minderheiten. Es kam zu Tötungen, Plün-
derungen und Brandstiftungen. Weit über 
200 000 Personen – Serbinnen und Serben, 
Roma, slawisch sprechende Minderheiten – 
flohen aus Kosovo.

Nun galt es für Organisationen  wie 
die SFH aufzuzeigen, in welch gefährlicher 

Situation sich die ethnischen Minderheiten 
befanden und dass die Zeit für deren Rück-
kehr nicht reif war. Noch im März 2004, 
als sich die internationalen Organisationen 
auf eine Stabilisierung der Sicherheitslage in  
Kosovo einstellten, kam es erneut zu  
Gewaltausbrüchen gegen Serbinnen und 
Serben und Roma-Gemeinschaften. Über 
4000 Angehörige dieser Minderheiten wur-
den vertrieben.

Fragile Stabilität
Die Schweiz hat die Unabhängigkeit 

Kosovos im Februar 2008 offiziell aner-
kannt. Seit April 2009 gilt Kosovo laut 
Bundesratsbeschluss als «Safe Country», 
als verfolgungssicherer Staat – ein behördli-
ches Wunschdenken, was die Minderheiten 
und die allgemeine Sicherheitssituation an-
belangt. Auch heute, zehn Jahre nach dem 
Krieg, verlassen mehr Minderheitsangehöri-
ge das Land als dorthin zurückkehren. Die 
Lage ist nach wie vor instabil, Gewalt kann 
jederzeit wieder ausbrechen. Die Minderhei-
ten werden diskriminiert und führen ein Le-
ben ohne Perspektive. Die Realisierung der 
Vision einer multiethnischen Gesellschaft 
ist in weiter Ferne.
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Dossier Roma in kosovo

Wenig Perspektiven 
in Kosovo 
Die jüngere Geschichte Kosovos ist auch eine Geschichte  
ethnisch motivierter Gewalt und Vertreibung. Daran hat sich für 
die Minderheiten wenig – zu wenig – geändert. Ein Rückblick. 
Rainer Mattern

Die völlig zerstörte Roma-Mahalla (Archivbild von 2004). Ein Leben ohne Perspektive: Roma im Lager Osterode.
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Dossier

Fehlende Sprachkenntnisse  
führen zu Wegweisung
Am 23. September 2009 hat der Ständerat 
eine Motion der SVP-Fraktion angenom-
men, die verlangt, dass Ausländerinnen und 
Ausländer, die sich nicht integrieren wollen, 
ausgeschafft werden. Das Beherrschen 
einer Landessprache wird dabei als grund-
legendes Kriterium für die Integration ange-
sehen. Der Nationalrat hatte den Vorstoss 
bereits im Mai gutgeheissen. Die Ratslinke 
sprach sich aus rechtsstaatlichen Gründen 
gegen das Anliegen aus und warnte vor 
einer unwürdigen «Hexenjagd».

Schweiz vertieft Mitarbeit bei 
Frontex
In Zukunft können Schweizer Grenzwäch-
terinnen und Grenzwächter für befristete 
Einsätze für die EU-Grenzschutzagentur 
Frontex eingesetzt werden. Ausserdem wird 
sich die Schweiz mit voraussichtlich 2,3 bis 
2,7 Millionen Schweizer Franken pro Jahr 
am Budget von Frontex beteiligen. Geplant 
ist ferner die Zusammenarbeit mit anderen 
Schengen-Staaten bei Projekten zur Be-
kämpfung der illegalen Einwanderung an 
den EU-Aussengrenzen. Der Bundesrat hat 
am 26. August 2009 einem entsprechenden 
Zusatzabkommen zu Frontex zwischen der 
EU, dem Fürstentum Liechtenstein und der 
Schweiz zugestimmt.

Schweiz organisiert 
Ministerkonferenz
Seit November 2009 präsidiert die Schweiz 
für ein halbes Jahr den Europarat. Um 
während dieser Zeit Fortschritte in den 
Bereichen Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie zu erzielen, führt sie am 
18./19. Februar 2010 eine Ministerkonferenz 
in Interlaken durch. Die Schweiz strebt eine 
gemeinsame Erklärung der 47 Mitgliedstaa-
ten an, worin diese ihr Engagement für die in 
der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion (EMRK) garantierten Rechte bekräftigen. 
Ziel der Konferenz ist es auch, die Reform 
des chronisch überlasteten Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) 
in Strassburg voranzutreiben. Bei den  
47 Richterinnen und Richtern sind inzwi-
schen über 100 000 Beschwerden hängig.

In Kürze

«Die Roma in Kosovo haben keine Lobby»
Ihre Organisation Chachipe setzt sich für die 
Anliegen von Roma in Kosovo ein. Was sind 
die Beweggründe für Ihr Engagement?

Ein Arbeitskollege von mir und gleich-
zeitig Mitbegründer von Chachipe stammt 
aus Kosovo. Zusammen setzen wir uns seit 
Jahren für die Rechte der Roma aus Kosovo 
und die Flüchtlinge ein. Diese Menschen 
haben keine Lobby. Ihre Interessen wurden 
gegenüber den Interessen der Mehrheitsbe-
völkerung und der Kosovo-Serben geopfert.

Wenn Sie die letzten Jahre Revue passie-
ren lassen: Welche Entwicklungen stellen 
Sie fest in Bezug auf die Roma?

Grob gesagt, kann man zwei Tenden-
zen unterscheiden. Zum einen ist das The-
ma «Roma» plötzlich ungeheuer attraktiv 
geworden, was sich in einer Vielzahl von 
Projekten und Konferenzen ausdrückt. Für 
die Betroffenen selbst hat sich allerdings 
nicht viel verändert. Ihre Lage ist im Gegen-
teil, bedingt unter anderem durch die Aus-
wirkungen der Wirtschaftskrise, vielfach 
schlechter geworden. Zudem werden Roma 
heute wieder zu Sündenböcken gemacht 
und immer häufiger Opfer rassistischer  
Gewalt.

Im April 2009 hat die Schweiz Kosovo als 
so genanntes «Safe Country», als sicheres 
Herkunftsland, bezeichnet. Teilen Sie die-
se Einschätzung?

Diese Einschätzung hat wohl eher mit 
den wirtschaftlichen und politischen Inte-
ressen der Schweiz als mit der realen Lage 
vor Ort zu tun. Insbesondere die Roma wer-
den nach wie vor in sämtlichen gesellschaft-
lichen Bereichen diskriminiert und sind 
in der Wahrnehmung ihrer Rechte weitge-
hend eingeschränkt. Immer wieder kommt 

es auch zu Übergriffen, die allerdings nur 
selten gemeldet werden. Eine objektive Be-
richterstattung fehlt.

Verschiedene europäische Staaten wie 
Deutschland und die Schweiz sind daran, 
mit Kosovo ein Rückübernahmeabkommen 
zu unterzeichnen (Stand Mitte November 
2009). Was bedeutet dies für die Roma, die 
verpflichtet sind, aus verschiedensten Län-
dern nach Kosovo zurückzukehren?

Die Menschen leben schon seit Jahren 
mit der Angst vor einer Abschiebung und 
werden um die Chance gebracht, ein neu-
es Leben zu beginnen. Allerdings wird ihre 
Angst nun viel konkreter. Viele Menschen 
überlegen es sich unterzutauchen oder su-
chen nach einem anderen Exilland. Das 
Notleiden wird grösser.

Es sollen Rückkehrende in den bleiver-
seuchten Lagern in Mitrovica in Nordkoso-
vo gestrandet sein. Was passiert mit Rück-
kehrern, die keine Wohnung vorfinden, 
deren Haus zerstört oder besetzt ist?

Einige Rückkehrende leben nun tat-
sächlich in diesen kontaminierten Lagern. 
Dies zeigt in einer besonders krassen Weise, 
dass die rechtlich garantierte Rückkehr der 
Flüchtlinge an den Heimatort oftmals nicht 
möglich ist. Personen, die abgeschoben wer-
den, kehren fast nie an ihren Heimatort 
zurück, sondern werden zu Binnenflücht-
lingen oder verlassen das Land erneut. Eine 
Unterstützung durch die Behörden gibt es 
allenfalls in den ersten Tagen nach der An-
kunft. Danach sind die Rückkehrerinnen 
und Rückkehrer auf sich selbst gestellt.

Interview: Rahel Trechsel

Karin Waringo (43)
Promovierte Politologin, Mitbegründerin und Vorsitzende der 
Menschenrechtsvereinigung Chachipe.

Ein Leben ohne Perspektive: Roma im Lager Osterode.
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Trügerische Ruhe im Kaukasus 
Die russischen Teilrepubliken des Kaukasus bleiben eine grosse 
Sorge des Kremls. Tschetscheniens Präsident Ramsan Kadyrow 
präsentiert sich dort als starker Mann und Garant für Stabilität. 
In diesem Klima kommt es zu massiven Menschenrechtsver-
letzungen. Urs Rybi

Am 16. Juli 2009 steht Natalja Este-
mirowa an einer Busstation in Grosny, 
als plötzlich ein weisser Wagen neben ihr 
stoppt und sie von Unbekannten gezwun-
gen wird einzusteigen. Instinktiv ruft sie 
noch, dass sie entführt werde. Doch sie hat 
keine Chance. Am Nachmittag wird ihre 

Leiche in der Nach-
barrepublik Ingu-
schetien aufgefun-
den. Die Ermordung 
der leitenden Recher-
cheurin des Tsche-
tschenien-Büros des 
Menschenrechtszen-
trums «Memorial» 
führt weltweit zu 
grosser Bestürzung. 
Soeben hatte Estemi-
rowa im Falle einer 
aussergerichtlichen 
Hinrichtung mit 
deutlichen Hinwei-
sen auf eine Beteili-
gung der Sicherheits-
kräfte ermittelt.

Ramsan Kady-
row wehrt sich vehe-

ment gegen die Vorwürfe, in die Ermor-
dung Estemirowas verwickelt zu sein. Er 
verspricht, eine unabhängige Untersuchung 
einzuleiten und diese gleich persönlich zu 
überwachen. Ob dies ein gutes Omen ist, 
bleibt offen. In einem Interview erklärte 
er im August: «Wozu sollte Kadyrow eine 
Frau umbringen, die niemand braucht? Es-
temirowa hatte keine Ehre oder Schamge-
fühle.» Die Reihe von Morden gegen Men-
schenrechtler und Oppositionelle zieht 
sich allein 2009 von Grosny über Moskau 
bis nach Dubai und Wien.

Verschleppungen nehmen zu
Doch auch durchschnittliche Bürge-

rinnen und Bürger sind dem Risiko ausge-
setzt, auf dem Arbeitsweg oder zu Hause 
von Sicherheitskräften oder bewaffneten 
Gruppen entführt zu werden. Tausende 
von Menschen werden seit Beginn des ers-
ten Tschetschenienkrieges vermisst. Die 
Zahl solcher Verschleppungen hat 2009 
wieder stark zugenommen. Viele werden 
gefoltert, zu falschen Geständnissen ge-
zwungen und «präventiv eingeschüchtert». 
Oder gleich aussergerichtlich hingerichtet, 
in Uniformen gekleidet und als tote Re-
bellen präsentiert wie etwa die Gebrüder  
Ilaev am 30. November 2008 in Tsche-
tschenien oder Ismail Khamkhoyev am  
28. April 2009 in Inguschetien.

Die Herausforderungen, mit denen 
sich die Republikführungen konfrontiert 
sehen, sind zweifellos enorm. Bewaffnete 

islamistische Gruppen überziehen die Re-
gion mit Anschlägen, insbesondere gegen 
Ordnungskräfte und staatliche Funktio-
näre. Im Verlauf des Jahres 2009 werden 
in Dagestan und Inguschetien unter an-
derem Staatsanwälte und Minister gezielt 
ermordet. Der inguschetische Präsident 
Junus-Bek Jewkurow überlebt ein Atten-
tat nur schwer verletzt. Laut Paul Quinn-
Judge, Russland-Experte der International 
Crisis Group, gilt es nun unbedingt, eine 
Verschmelzung der kaukasischen Grup-
pen mit zurückkehrenden islamistischen 
Kämpfern aus Afghanistan und Zentral-
asien zu verhindern. Als noch gravieren-
der als die Anschläge der Aufständischen 
schätzt «Memorial» die organisierte Krimi-
nalität und Korruption ein.

Leise Hoffnung in Inguschetien?
Präsident Jewkurow hat sich in seinem 

ersten Amtsjahr mit seinem Engagement 
gegen Korruption und für Versöhnung 
viel Respekt in der Bevölkerung verschafft. 
In Inguschetien verfolgt der Kreml damit 
eine pointiert andere Politik als in Tschet-
schenien. Die Missstände bleiben den-
noch enorm, und ein durch das Attentat 
geschwächter Jewkurow kämpft um seinen 
politischen Rückhalt. Anfang Oktober hat 
er seine komplette Regierungsmannschaft 
entlassen.

Länderbericht Tschetschenien

Zchinwali

Wladikawkas
Magas

Grosny

Machatschkala

Naltschik

Tscherkessk

Stawropol

Maikop

ELISTA

ASTRACHAN

Batumi

Sochumi

Krasnodar

SÜD-
OSSETIEN

TSCHETSCHENIEN

ADSCHARIEN

DAGESTAN

KARATSCHAI-
TSCHERKESSIEN

KABARDINO-
BALKARIEN

KRASNODAR

ASTRACHAN

KALMÜCKIEN

STAWROPOL

INGUSCHETIEN

ABCHASIEN

BERG
KARABACH

NORD-
OSSETIEN

ROSTOW

Stepanakert

NACHITSCHEWAN

ADYGIEN

TÜRKEI

GEORGIEN

ARMENIEN
ASERBAIDSCHAN

IRAN

RUSSISCHE FÖDERATION

(AZE)

Sotschi

Gori
Poti

Kutaissi

Beslan
Nasran

TIFLIS

ERIWAN

BAKU

ASOWSCHES
MEER

SCHWARZES
MEER

KASPISCHES
MEER

2.6 Mio.

~ 1 Mio.

0.9 Mio.

0.4 Mio.

0.5 Mio.

Weitere 
Informationen
SFH-Länder-Update 
Nordkaukasus, 
November 2009: 
www.fluechtlingshilfe.
ch/herkunftslaender/
europe/tschetschenien

Film-Tipp
Coca – die Taube aus 
Tschetschenien, Doku-
mentarfilm über das 
unermüdliche Enga-
gement tschetsche-
nischer Menschen-
rechtsaktivistinnen, 
2005:
www.docproductions.
ch/d/filme/6

Übersichtskarte Nordkaukasus. Quelle: SFH, basierend auf UNO-/CIA-Karten, Einwohnerzahlen: RFE/RL.



Eine Kindheit in Angst: Ihre Mutter-
sprache hat Eylem Çakiroğlu, 1980 in der 
türkischen Mittelmeerstadt Mersin gebo-
ren, nie gelernt. Kurdisch ist damals ver-
boten: «Meine Mutter fürchtete, dass wir 
Kinder unüberlegt die Sprache benutzen 
würden, was gefährlich war.» Als 15-Jäh-
rige macht Eylem Çakiroğlu unliebsame 
Bekanntschaft mit der Polizei. Ihr Onkel, 
der Mitglied einer kommunistischen Partei 
ist, wird inhaftiert. Dabei gerät auch Eylem 
Çakiroğlus Familie ins Visier der Polizeibe-
amten. Es folgen zermürbende Hausdurch-
suchungen, Verhöre, gewalttätige Über-
griffe, auch gegen die Grossmutter. Eylem 
Çakiroğlu selbst wird wegen ihres Namens 
übel beschimpft: «Eylem» heisst auf Tür-
kisch «Demonstration» – eine politische 
Aussage.

Eylem Çakiroğlu beginnt ein Studi-
um in Sozialer Arbeit, bricht dieses aber 
wieder ab: «Die Polizei schikanierte mich. 
Ich konnte mein Leben nicht so führen, 
wie ich wollte.» 2003 zieht sie nach Istan-
bul zu ihrer Schwester und deren Mann, die 
dort eine kleine Druckerei betreiben. Eylem 
Çakiroğlu hilft im Geschäft aus, erledigt 
Aufträge. Die Ruhe währt nur kurz: Eines 
Tages erscheint die Polizei im Betrieb und 
durchsucht die Räume. Ihr Schwager, der 
Ausweise für die kommunistische Guerilla 
gefälscht hat, muss untertauchen. Es häufen 
sich die Polizeibesuche. Eylem Çakiroğlu 
und ihre Schwester, die in der Zwischen-
zeit Mutter geworden ist, leben in ständiger 
Furcht. Als sie für eine kommunistische Zei-
tung eine Gedenkseite für ermordete Partei-
mitglieder gestaltet, wird die Lage auch für 
Eylem Çakiroğlu brenzlig. Sie kommt bei 
Freunden in Izmir unter, muss häufig die 
Verstecke wechseln, um nicht entdeckt zu 
werden.

«Allein unter einem Baum»
Auf die Dauer ein unerträglicher 

Zustand: Im Mai 2006 flüchten Eylem 
Çakiroğlu und die Familie ihrer Schwester 
deshalb in die Schweiz, wo sie im Emp-
fangs- und Verfahrenszentrum Basel einen 

Asylantrag stellen. Wenig später erfolgt der 
Transfer ins Durchgangszentrum Zollikofen 
BE. Vieles ist ungewohnt: der streng gere-
gelte Alltag im Zentrum, das Leben unter 
Asylsuchenden aus unterschiedlichen Natio-
nen, die Lebensweise in der Schweiz. Eylem 
Çakiroğlu weint oft, fühlt sich einsam: «Ich 
sprach mit niemandem, sass oft allein unter 
einem Baum.»

Schliesslich gibt sich Eylem Çakiroğlu 
einen Ruck: «Ich merkte, ich muss mir in 

der Schweiz ein neues Leben aufbauen.» 
Sie besucht verschiedene Integrations- und 
Deutschkurse und trifft dank ihrer aufge-
schlossenen Art auf «gute Leute», die sie un-
terstützen und begleiten, zum Beispiel die 
Nachtwachen, die sie an ruhigen Abenden 
im Durchgangszentrum kleine Deutschauf-
gaben lösen lassen. Eylem Çakiroğlu, die 
inzwischen den Ausweis B (Aufenthaltsbe-
willigung für Drittstaatsangehörige) besitzt, 
möchte bald die Ausbildung zur Fachfrau 
Betreuung beginnen – nur ein Zwischen-
schritt auf ihrem Berufsweg: Später will sie 
ein Studium in Sozialpädagogik absolvie-
ren. Im Rahmen des Bildungsangebots der 
Schweizerischen Flüchtlingshilfe SFH steht 

sie zudem in Schulen und Kirchgemeinden 
als Flüchtlingsperson Red und Antwort.

Grosser Freundeskreis
Die Schweiz ist ihr eine zweite Heimat 

geworden: «Ich verbrachte in diesem Som-
mer meine Ferien in Italien und habe oft an 
meine Freunde hierzulande gedacht.» Das 
Leben in der Türkei vermisst sie nicht, wohl 
aber ihre Eltern: Übers Internet tauscht sie 
sich regelmässig mit ihrer Familie aus.
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Ein Leben ohne Angst
Als Kind einer kurdischen Familie, die mit dem Kommunismus 
sympathisiert, ist Eylem Çakiroglu in ihrer Jugend wiederholt 
mit der Polizei konfrontiert. 2006 spitzt sich die Situation so weit 
zu, dass ihr nur die Flucht aus der Türkei bleibt. Michael Fankhauser

˘

Eylem Çakiroglu: «Ich musste mir ein neues Leben aufbauen.»˘
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Rund 70 Behördenvertreter, Politi-
kerinnen und Asylfachleute haben am  
8. September 2009 der Präsentation des 
Werks «Schweizer Asylrecht, EU-Standards 
und internationales Flüchtlingsrecht» bei-
gewohnt. Zur Buchvernissage in der Uni-
versität Bern eingeladen hatten die Schwei-
zerische Flüchtlingshilfe SFH und das 
UNHCR-Verbindungsbüro für die Schweiz 
und Liechtenstein.

Susin Park, Leiterin des UNHCR-Ver-
bindungsbüros, begrüsste in ihrer Anspra-
che, dass die Asylthematik wieder Einzug 
halte in der akademischen Welt. Minister 
Hanspeter Mock vom Integrationsbüro 
des Eidg. Aussen- und des Eidg. Volkswirt-
schaftsdepartementes unterstrich die Not-
wendigkeit für die Schweiz, sich nicht auf die 
mit Schengen verbundenen Verpflichtungen 
zu beschränken, sondern die gesamte Asyl-
politik der EU im Blick zu behalten. Der 

Interimsdirektor des Bundesamts für Mi-
gration (BFM), Jörg Gasser, zog nach neun 
Monaten Dublin-Assoziierungsabkommen 
eine positive Gesamtbilanz für die Schweiz. 
Dr. Michael Reiterer, EU-Botschafter in der 
Schweiz, wies darauf hin, dass die Qualität 
der Asylentscheide verbessert werden müs-
se. So habe ein Iraker in Deutschland eine 
75-%-Chance, als Flüchtling anerkannt zu 
werden, in Griechenland dagegen nur eine 
von 2 %.

Die Vergleichsstudie erntete an der Ver-
nissage viel Lob. Beendet wurde der Anlass 
mit einer intensiven Fragerunde und einem 
Apéro, an dem sich die asylpolitischen De-
batten fortsetzten.

Die Reden sind auf der Website der SFH 
abrufbar: www.fluechtlingshilfe.ch/news
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Gelungene Buchvernissage Vergleichs- 
studie: Schweizer 
Asylrecht, EU-
Standards und 
internationales 
Flüchtlingsrecht

Die europäi-
sche Asylpolitik 
bewegt sich in 
einem vielschichti-
gen Spannungsfeld 

zwischen Abschottung und der Einlö-
sung humanitärer Verpflichtungen. Die 
Asylrichtlinien der EU sind auch für die 
Schweiz von zentraler Bedeutung. Der 
umfassende Sammelband analysiert in 
vergleichenden Beiträgen das Verhältnis 
zwischen den europäischen Standards, 
dem Schweizer Asylrecht und dem Völ-
kerrecht.

SFH/UNHCR (Hrsg.), Schweizer 
Asylrecht, EU-Standards und internatio-
nales Flüchtlingsrecht, Eine Vergleichs-
studie, Stämpfli Verlag, CHF 88.–,  
ISBN 978-3-7272-9529-4.

Handbuch zum 
Asyl- und Wegwei-
sungsverfahren 

Mit der Ein-
führung des teilre-
vidierten Asylgeset-
zes und des neuen 
Ausländergesetzes 
2007 bzw. 2008 
wurde jüngst ein 

weiteres Kapitel der Schweizer Migra-
tionspolitik geschrieben – die Regelungs-
dichte im Asylbereich ist enorm. Das 
Standardwerk, das auch für juristische 
Laien zugänglich ist, liefert rasche und 
verlässliche Antworten auf aktuelle Fra-
gen des Asylrechts.

SFH (Hrsg.), Handbuch zum Asyl- und 
Wegweisungsverfahren, Haupt Verlag, 
CHF 64.–, ISBN 978-3-258-07376-7.

Bücher bestellen: Tel. 031 370 75 75, 
www.fluechtlingshilfe.ch/shop

Feierliche Präsentation im Kuppelsaal der Universität Bern.
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